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1. Wann wird die Bundesregierung die angekündigte Novelle 
zum Mehrwertsteuergesetz vorlegen? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, dem Deutschen Bundestag 
noch im Laufe dieses Jahres eine Novelle zum Umsatzsteuer- 
gesetz 1967 vorzulegen. 


2. Von welchen Grundsätzen wird die Bundesregierung bei ihren 
Änderungsvorschlägen ausgehen? 

Im Vordergrund der Novellierung werden Verbesserungen im 
steuertechnischen Bereich stehen. Die bisherigen Erfahrungen 
von Wirtschaft und Verwaltung sollen dabei Berücksichtigung 
finden. Eine grundlegende Neuregelung ist nur für die Be- 
steuerung der Unternehmer mit niedrigem Gesamtumsatz vor- 
gesehen. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Mehrwertsteuer, be- 
sonders in Dienstleistungsbranchen mit hoher Wertschöpfung, 
zu einer höheren Steuerbelastung geführt hat und daß dadurch 
für eine beachtliche Zahl von kleinen und mittleren Unter- 
nehmen Schwierigkeiten entstanden sind? 
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Die Belastungsverschiebungen durch die Umstellung auf das 
grundsätzlich gleichmäßig belastende, wettbewerbsneutrale 
Mehrwertsteuersystem sind schon seit der Verabschiedung des 
Gesetzes im Jahre 1967 allgemein bekannt (vgl. Schriftlicher 
Bericht des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages vom 
30. März 1967, zu Drucksache V/1581 Abschnitt 7 Buchstabe b). 
Soweit überhaupt Schwierigkeiten infolge von Belastungser- 
höhungen - abgesehen von zwangsläufigen Anpassungsschwie- 
rigkeiten bei der Umstellung - aufgetreten sind, sind sie in 
erster Linie auf strukturelle Probleme der betreffenden Dienst- 
leistungsbereiche zurückzuführen. 


4. Wie viele Unternehmer versteuerten im Veranlagungszeitraum 
1968 ihre Umsätze nach § 19 Abs. 1 Umsatzsteuergesetz, und 
wie verteilten sie sich auf die einzelnen Branchen 

a) nach Zahl, 

b) nach Umsatzbeträgen? 


Nach ersten vorläufigen Ergebnissen der von dem Statistischen 
Bundesamt und den Statistischen Landesämtern durchgeführten 
Umsatzsteuerstatistik versteuerten 1968 311 800 Unternehmer 
mit einem Bruttoumsatz von insgesamt 14 665,9 Millionen DM 
ihre Umsätze nach § 19 Umsatzsteuergesetz. Diese Unternehmer 
verteilten sich wie folgt auf die einzelnen Wirtschaftsbereiche: 




Anzahl 

Brutto- 
umsatz 
in Mio DM 

1 . 

Industrie 

2 457 

111,5 

2. 

Handwerk 

63 892 

1 878,3 

3. 

Sonstiges produzierendes Gewerbe 

4 918 

160,1 

4. 

Großhandel 

5 216 

488,2 

5. 

Handelsvermittlung 

9518 

266,3 

6. 

Einzelhandel 

44 307 

1 279,0 

7. 

übrige Wirtschaftsbereiche 

181 492 

10 482,4 


5. Wie viele Unternehmer haben für den Veranlagungszeitraum 
1968 auch nachträglich gemäß § 19 Abs. 4 Umsatzsteuergesetz 
sich den allgemeinen Vorschriften unterworfen 

a) insgesamt, 

b) aufgeteilt auf die einzelnen Branchen? 

Vollständige statistische Angaben zu der Frage, wie viele 
Unternehmer sich für den Veranlagungszeitraum 1968 gemäß 
§ 19 Abs. 4 Umsatzsteuergesetz den allgemeinen Vorschriften 
unterworfen haben, liegen nicht vor. Aus der Umsatzsteuer- 
statistik 1968 ist lediglich bekannt, daß von den rd. 637 000 
Umsatzsteuerpflichtigen mit Gesamtumsätzen in 1968 bis 60 000 
DM rund 354 000 Steuerpflichte (also rund 56 v. H.) gemäß § 19 
Abs. 4 Umsatzsteuergesetz für die Regelbesteuerung optiert 
haben. Diese verteilen sich auf die einzelnen Wirtschaftsbe- 
reiche wie folgt: 
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Wirtschaftsbereiche 

Steuer- 
pflichtige 
mit Um- 
sätzen unter 
60 000 DM 
in 1000 

davon: Optionsfälle für 
die Regelbesteuerung 

in 1000 inv^Hvon 

Sp. 2 


1 

2 

3 

4 

1. 

Industrie 

10,1 

7,8 

77,1 

2. 

Handwerk 

136,0 

73,8 

54,2 

3. 

Sonstiges produzierendes 
Gewerbe 

13,9 

9,3 

66,5 

4. 

Großhandel 

20,4 

15,5 

75,7 

5. 

Handelsvermittlung 

50,6 

41,3 

81,7 

6. 

Einzelhandel 

115,2 

71,8 

62,4 

7. 

übrige Wirtschaftsbereiche 

290,9 

134,7 

48,8 


insgesamt 

637,0 

354,1 

55,6 


Aus der Statistik ergibt sich jedoch nicht die Zahl der Unter- 
nehmer, die 1968 einen Gesamtumsatz über 60 000 DM hatten 
und die gleichwohl für die Regelbesteuerung optieren konnten, 
weil ihr für die Besteuerung nach § 19 Umsatzsteuergesetz maß- 
gebender Vor Jahresumsatz 60 000 DM nicht überstieg. 


6. Ist der Bundesregierung weiter bekannt, daß die Sonderrege- 
lung des § 19 UStG 1967 in verschiedenen Bereichen des Dienst- 
leistungsgewerbes Wettbewerbsverzerrungen verursacht hat? 
Welche Änderungen beabsichtigt die Bundesregierung in dieser 
Hinsicht vorzuschlagen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Sonderregelung des 
§ 19 UStG 1967 in verschiedenen Bereichen des Dienstleistungs- 
gewerbes als wettbewerbstörend empfunden wird. Die Bundes- 
regierung erwägt daher, den gesetzgebenden Körperschaften 
eine Einbeziehung der sog, Kleinunternehmer in die Regelbe- 
steuerung vorzuschlagen. Nach den bisher erarbeiteten Vor- 
stellungen sollen dabei alle Unternehmer mit einem Gesamt- 
umsatz von nicht mehr als 60 000 DM einen Steuerfreibetrag 
erhalten, der sich nach einem Prozentsatz von der Steuerzah- 
lungsschuld bemißt. 

Die Neuregelung sollte frühestens am 1. Januar 1972 in Kraft 
treten, damit genügend Zeit für die Umstellung bleibt und die 
Vorsteuerpauschalierungen, die der technischen Vereinfachung 
dienen, weiter ausgebaut werden können. 


7. Mit welchen Steuersatzänderungen ist bei der weiteren Harmo- 
nisierung der Umsatzsteuer im Rahmen der EWG zu rechnen, 
und welche Ausgleichsmaßnahmen sieht die Bundesregierung 
ggf. vor, um die Steuerlastquote nicht über den gegenwärtigen 
Stand von rd. 24 v. H. ansteigen zu lassen? 


Im gegenwärtigen Zeitpunkt wäre es verfrüht, eine Aussage 
darüber zu machen, mit welchen Steuersätzen bei einer Auf- 
hebung der Steuergrenzen zu rechnen ist und welche Aus- 
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gleichsmaßnahmen ggf. in Betracht gezogen werden müssen; 
denn die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat 
dem Rat zu dieser Frage noch keine Vorschläge unterbreitet. 
Es kommt hinzu, daß sich die Harmonisierung der Umsatzsteuer 
verzögert, weil der Rat am 9. Dezember 1969 die Frist für die 
Einführung der gemeinsamen Mehrwertsteuer im Interesse 
zweier Mitgliedstaaten um zwei Jahre auf den 1. Januar 1972 
verschieben mußte. 

8. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Höhe des 
Mehrwertsteuersatzes nicht als Instrument zu kurzfristigen 
konjunkturpolitischen Manipulationen genutzt werden sollte? 

Im konjunkturpolitischen Instrumentarium des Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft 
sind Änderungen der Mehrwertsteuersätze nicht vorgesehen. 
Falls aus wirtschaftspolitischen Gründen im Bereich der Mehr- 
wertsteuer kurzfristige Satzänderungen erforderlich erscheinen 
sollten, werden darüber die gesetzgebenden Körperschaften zu 
entscheiden haben. 


Möller 



